
Herr Bundeskanzler, wo bleiben denn die Arbeitsplätze  
- bevor Sie uns zu Sozialhilfeempfängern machen? 
Aufruf zur Unterschriften-Aktion gegen den von Herrn Bundeskanzler Schröder angekündigten, sehr schmerzhaften Sozialabbau, bei 
dem wiederum die sozial  schwächsten, älteren sowie erwerbslosen Bürger unseres Landes ohne jeden vernünftigen Grund benachteiligt 
werden sollen, während Kapital und Wirtschaft Deutschlands wieder Steuergeschenke anstelle von Steuererhöhungen bekommen: 
 
Sehr geehrte sozialinteressierte Bürger und Bürgerinnen unseres Landes, 
 
unsere Anregung an alle Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Sozialhilfe und Renten, sowie an alle sozial 
interessierten, verantwortungsvollen Bürger unseres Landes wäre eine bundesweite Unterschriftenaktion zugunsten Erwerbsloser 
und Rentner gegen die von Herrn Bundeskanzler Schröder persönlich am 14. März 2003 in seiner Regierungserklärung 
angekündigten sehr schmerzhaften sozialen Einschnitte - sprich Sozialabbau - und gegen die geplante Rentenbesteuerung. 
 
Bevor nicht die Bundesregierung für alle  Bürger ausreichend Arbeitsplätze geschaffen und für eine gerechte Besteuerung der 
Wirtschaft und des Kapitals gesorgt hat, können nicht Arbeitslose, Kranke, Ältere, Sozialhilfeempfänger und Rentner die 
Leidtragenden falscher und verfehlter Arbeitsmarkt-, Wirtschafts - und Sozialpolitik sein und die Zeche wieder einmal aufgebürdet 
bekommen - ohne die geringste Hoffnung auf Besserung und auf Zukunftsaussichten, mit denen man leben und planen kann. 
 
Sozialabbau bei den Erwerbslosen und erneute Besteuerung bei den Rentnern schafft keine Arbeitsplätze. 
 
Auf den Rücken der Schwächsten und Alten unserer Gesellschaft zu sparen und die öffentlichen Haushalte zu sanieren, während 
Wirtschaft und Kapital Steuersenkungen erhalten und zur Beteiligung am Sozialstaat weiterhin nicht herangezogen werden, ist 
unserer Ansicht nach in unserer aufgeklärten Gesellschaft im 21. Jahrhundert sehr beschämend, sozial-, wirtschafts- und 
gesellschaftspolitisch falsch, widerspricht dem Art ikel § 1 unseres Grundgesetzes, in dem die Menschenwürde garantiert wird, und 
ist einem reichen Land wie dem unsrigen und unserer eigentlich ja demokratischen Gesellschaft unwürdig. 
 
Die Geschichte seit der französischen-, russischen sowie osteuropäischen Revolutionen sowie den Millionen arbeitslosen, 
hungernden und nicht sozial abgesicherten Bürgern, die die Nazi-Diktatur unter Adolf Hitler erst ermöglichte, haben gezeigt, daß 
sich sozial benachteiligte, arme, hungernde und hoffnungslose Menschen aller Länder auf Dauer weder unterdrücken lassen, und 
ihre weitere Verelendung durchaus einen gesellschaftlichen und sozialen Flächenbrand auslösen kann. 
 
Unser Vorschlag: werden wir A L L E  g e m e i n s a m  durch Protestaktionen vorher rechtzeitig gegen den weiteren geplanten 
Sozial- und Rentenabbau aktiv. Denn es kann doch jederzeit auch die jetzigen jungen oder alten „Noch-Arbeitsplatz-Besitzer“ 
selbst treffen. 
 
Durch die geplante Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe, sowie Kürzung des Arbeitslosengeld-Anspruches von 
32- auf 18 bzw. 12 Monate stehen gerade die älteren Arbeitslosenhilfe -Bezieher wenige Jahre vor Rentenbeginn nach einem oft 
langen und arbeitsreichen Berufsleben vor dem absoluten, uferlosen sozialen Absturz ins soziale Abseits und möglicherweise auch 
vor der Obdachlosigkeit. Mit einem Volk von Sozialhilfe -Beziehern kann keine Wirtschaft angeschoben werden, und mit der 
Besteuerung von Renten erst recht nicht, während Beamte und Selbständige hier nicht besteuert werden. 
 
Bitte unterstützen Sie diesen Aufruf mit Ihrer Unterschrift zu dieser Aktion durch Ihre hoffentlich sehr zahlreiche Unterstützung, 
durch Ihre Unterschriften und/oder Brief-, Fax- und e-mail-Zusendungen an den Bundeskanzler Schröder. Vielen Dank! 
 
Mit freundlichen Grüßen - Erwerbslose und Rentner in Deutschland. 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
(Bitte entweder diesen Aufruf fotokopieren oder ausdrucken und ausgefüllt und unterschrieben den gesamten Aufruf entweder per 
im Briefumschlag per Post frankiert an: Bundeskanzler Gerhard Schröder, Bundeskanzleramt, Berlin (geht auch ohne PLZ), 
oder per E-Mail an: InternetPost@bundesregierung.de oder per Fax an das Berliner Bundeskanzleramt unter der Fax-Nr.: 0188/ 
84 002357 senden). 
 
 
Ich, ………………………………., ……………………………….., ……………………………….................................................., 
(Nachname , Vorname , Straße und Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort) 
 
erkläre mich durch meine Unterschrift mit dem obigen Aufruf gegen den beabsichtigten Sozialabbau, nämlich gegen die 
Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe, gegen die Kürzung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes sowie 
gegen die erneute Besteuerung von Renten solidarisch. 
 
 
 
………………………………… ……………………………………………. 
(Ort, Datum) (Unterschrift) 


